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Entgegnung auf die Erwiderung von Herbert Hax
Aus dem Satz „Die in dem Artikel (115 GG,
N. A.) angekündigte Konkretisierung dieser Vor-
schrift durch ein Bundesgesetz ist bislang nicht
vorgenommen worden" (Jahresgutachten 1997/98,
Ziff. 335) zu schließen, daß dem Sachverständi-
genrat die 1990 erfolgten Änderungen des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes und der Bundeshaus-
haltsordnung entgangen sind, entspricht der
üblichen Interpretation der deutschen Sprache,
insbesondere wenn dem Satz keine weiteren
Erläuterungen hinzugefügt sind. Der Versuch des
Vorsitzenden des Sachverständigenrates (WIRT-
SCHAFTSDIENST, Heft 9/98), einen anderen Ein-
druck zu erwecken, ist befremdlich, insbesondere
wenn man folgende Tatbestände berücksichtigt:
1. Als ich nach der Lektüre der zitierten Passage
einem Mitglied des Rates gegenüber meine Ver-
wunderung zum Ausdruck brachte, bestätigte es
seine Auffassung, daß die in Artikel 115 GG gefor-
derte bundesgesetzliche Regelung noch nicht er-
lassen sei, wobei es sich auch auf die entspre-
chende Aussage eines Sachverständigen bezog.
Über meinen Hinweis auf die Änderungen des
Haushaltsgrundsätzegesetzes und der Bundes-
haushaltsordnung war es überrascht; sie waren
ihm offensichtlich nicht bekannt gewesen.
2. Auch der genannte Sachverständige bekräf-
tigte mir gegenüber die Meinung, daß die in Artikel
115 GG geforderte Regelung noch ausstehe. Auch
er war erstaunt, als ich ihn auf die genannten
Änderungen hinwies, die seiner Aufmerksamkeit
offensichtlich entgangen waren.
3. Es ist falsch, wenn der Vorsitzende des
Sachverständigenrates behauptet, in der Ände-
rung der Bundeshaushaltsordnung sei lediglich
der Investitionsbegriff näher bestimmt worden.
Der Bundesgesetzgeber hat vielmehr auch die
vom Bundesverfassungsgericht geforderte Dar-
legungspflicht geregelt, indem in § 18 Abs. 1
angefügt wurde: „in diesen Fällen ist im Gesetz-
gebungsverfahren zur Festlegung des Haushalts-
plans insbesondere darzulegen, daß 1. das ge-
samtwirtschaftliche Gleichgewicht ernsthaft und
nachhaltig gestört ist oder eine solche Störung
unmittelbar bevorsteht, 2. die erhöhte Kreditauf-
nahme dazu bestimmt und geeignet ist, die
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts abzuwehren."
4. Die Ausführungen des Ratsvorsitzenden sind
auch deshalb nicht überzeugend, weil nach der
Tradition des Sachverständigenrats, die Finanz-
politik des jeweils vergangenen Jahres sehr detail-
liert und kritisch darzulegen, zu erwarten gewesen
wäre, daß er sich mit den Änderungen des
Haushaltsgrundsätzegesetzes und der Bundes-
haushaltsordnung im Jahresgutachten 1990/91
(z.B. in Ziff. 351) auseinandergesetzt hätte - wenn
sie ihm bekannt gewesen wären. Damit hätte um
so mehr gerechnet werden müssen, als in dem
„Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung der
Bundeshaushaltsordnung" die „Zielsetzung" aus-
drücklich wie folgt formuliert ist: „Umsetzung der
aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
vom 18. April 1989 (2 BvF 1/82) zu Artikel 115 GG
zu ziehenden Folgerungen: Ergänzung des
Haushaltsrechts des Bundes um eine Vorschrift,
die den Begriff der öffentlichen Investition be-
stimmt, und um eine Regelung zur Darlegungs-
pflicht, die den Haushaltsgesetzgeber trifft, wenn
die Einnahmen aus Krediten die Summe der im
Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben für
Investitionen überschreiten."
Auch der letzte Satz der Erwiderung ist irre-
führend: Weder habe ich bestritten, daß aus-
schließlich die Mitglieder des Sachverständigen-
rats die uneingeschränkte Verantwortung tragen,
noch habe ich ihnen, dem wissenschaftlichen
Stab oder eingeladenen Experten Vorwürfe ge-
macht. Ich habe Ziff. 335 des Jahresgutachtens
1997/98 lediglich als Beleg dafür herangezogen,
daß die vom Bundesverfassungsgericht ange-
mahnte bundesgesetzliche Regelung nur wider-
willig, hastig und inhaltlich unbefriedigend erledigt
worden ist. Wie mein Satz „Der faktische
Ausschluß der Öffentlichkeit bei dieser Aktion war
so erfolgreich, daß diese Gesetzesänderungen
offensichtlich noch nicht einmal den Mitgliedern
des Sachverständigenrats zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, seines Sta-
bes und den eingeladenen Sachverständigen zur
Kenntnis gelangte(n)" (WIRTSCHAFTSDIENST,
Heft 8/98, S. 459) Herbert Hax zu dieser Erwide-
rung veranlassen konnte, ist insbesondere vor
dem Hintergrund meiner Darlegungen unter 1-4
schwer verständlich.
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